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Geſetz⸗ Sammlung 
= « für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. ; 


No. 25. >: 


(No. 1670.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten Oktober 1835., die Grundrenten in der 
Rheinprovinz betreffend. 


Sus Sicherung des Nechtszuſtandes in denjenigen Theilen der Rheinprovinz, 
in welchen die Franzoͤſiſchen Geſetze vom 25ſten Auguſt 1792. und 17ten und 
18ten Juli 1793. und das deklarirende Dekret vom Iten Vandémiaire Jahres 
XIII. (Iſten Oktober 1804.) über die Aufhebung der Grundrenten, Gültigkeit 
haben, beſtimme Ich, auf den Antrag des Staatsminiſteriums: daß bei denjeni⸗ 
gen Renten, welche von den Schuldnern bis zum Iſten April 1834., oder in 
einem ſpaͤteren Termine entrichtet worden und zwar ohne Unterſchied, ob ſie zu 
den, im Artikel 1. des Dekrets vom Iten Vandémiaire XIII. aufgeführten Ab⸗ 
gaben gehoͤren, oder nicht, eine Vermuthung fuͤr den feudalen oder gutsherrli⸗ 
chen Urſprung derſelben, nicht ferner ſtattfinden foll, vielmehr diejenigen Schuld⸗ 
ner, welche eine ſolche Entſtehung behaupten, den Beweis dieſer Behauptung 
nach den allgemeinen Regeln über die Beweislaſt und ohne Nuͤckſicht auf die 
daruͤber in dem erwaͤhnten Dekrete enthaltenen Feſtſetzungen zu fuͤhren ſchuldig 
ſind. Dieſe Beſtimmung, welche durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen 
ift, findet jedoch auf die bereits anhaͤngigen Prozeſſe keine Anwendung, indem 
dieſe nach den bisherigen Geſetzen zu entſcheiden ſind. : 
: Berlin, den 29ſten Oktober 1835. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1835. (No. 1670 — 1672.) Mm (Jo. 1671.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 28ſten November 1835.) 


A 


(Ro. 1671.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10ten in November 1885 „betreffend die Aae 
dung des §. 73. der Verordnung vom Iſten Juni 1833. über den Man- 
dats⸗, den ſummariſchen und Bagatellprozeß auf die nicht ſummariſchen 
Prozeßſachen. 


Enderſtanden mit Ihrem Antrage in dem Berichte vom 10ten v. M., daß 
die Vorſchrift des $. 73. Meiner Verordnung vom Iſten Juni 1833., über 
den Mandate, den fummarifhen und Bagatellprozeß auch bei Abfaſſung der 
Erkenntniſſe erſter Inſtanz in nicht ſummariſchen Prozeßſachen zur Anwendung 

zu bringen, beſtimme Ich hiedurch, daß bei Gerichten, welche nur mit drei Mit⸗ 
gliedern beſetzt ſind, in Verhinderungsfaͤllen, die Stelle des abweſenden Mitglie⸗ 
des durch einen Referendarius, oder durch einen zum Richteramt verpflichteten 
Aktuarius vertreten, und Falls ein Referendarius oder ein ſolcher Aktuarius bei 
dem Gerichte nicht angeſtellt iſt, das Gericht als ein ſolches betrachtet werden 
ſoll, welches nicht als Kollegium zu erkennen hat. Es muß jedoch der Grund, 


warum daſſelbe nicht als Kollegium erkannt, in dem Urtheil ausdruͤcklich ange⸗ 


fuͤhrt werden. Geſchieht dies nicht, ſo bleibt das Urtheil der Vorſchrift des 

F. 5. Nr. 4. der Verordnung vom l4ten Dezember 1833. über das Rechts⸗ 

Mittel der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde unterworfen. Sie haben dieſe 

Order durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. ; 
Berlin, den 10ten November 1835. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1672.) 


A 
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< (No. 1672.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom LAten November 1935., das bei Einfuͤhrung 
der Staͤdteordnung ohne beſondere Gebuͤhren zu gewinnende Buͤrgerrecht 
betreffend. re Se 


Auf Ihren Bericht vom 13ten v. M. ſetze Ich nach Ihrem Antrage aus den 
angeführten Gründen hiedurch feft: daß bei Einführung der revidirten Städte: 
Ordnung ſowohl diejenigen Einwohner, welche die Vorſchrift im $. 15. zur Er⸗ 
werbung des Buͤrgerrechts berechtigt und zugleich verpflichtet, als auch diejenigen, 
welche nach $. 16. dazu zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet find, daſſelbe mit 
den nach §. 11. damit verbundenen Befugniſſen unentgeltlich erhalten follen, ohne 
hiedurch eine Theilnahme an beſondern Nutzungen der bisherigen Buͤrger zu 
erlangen. Dieſe beſondern Nutzungen verbleiben den bisher Berechtigten ($5. 30. 
u. f.), wogegen die nähern Beſtimmungen über die Entrichtung der Buͤrger⸗ 
Rechts⸗ und Einkaufsgelder ($$. 13. und 32.) dem Statute vorbehalten werden. 
Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen und Sorge 
zu tragen, daß demſelben gemaͤß verfahren werde. 
Berlin, den 14ten November 1835. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Roch ow. 


(No, 1672.) 
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